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Eliten, Führungsgruppen 

1. Begriff 

In den Sozialwissenschaften werden Eliten 
über ihre Macht bzw. ihren Einfluss auf ge-
sellschaftlich bedeutsame Entscheidungen de-
finiert. Elitetheorien befassen sich dement-
sprechend vor allem mit den Zusammen-
hängen zwischen Gesellschaftsstruktur, politi-
scher Ordnung und Elitenstruktur. Hoch-
industrialisierte Demokratien zeichnen sich 
durch eine pluralistische Macht- und Eliten-
struktur mit einem hohen Maß an Autonomie 
für die Eliten der verschiedenen gesellschaftli-
chen Sektoren aus, was sich in einem hohen 
Grad an Rekrutierungsautonomie, aber auch in 
einer komplexen Konstellation gesellschaftli-
cher und politischer Interessen niederschlägt. 

In allen Gesellschaften nehmen die politi-
schen Eliten im engeren Sinne eine zentrale 
Stellung innerhalb der Machtstruktur ein, da im 
Sektor Politik die formale Autorität angesiedelt 
ist, für die Gesamtgesellschaft verbindliche Ent-
scheidungen zu treffen. Aufgrund der Auswei-
tung staatlicher Aufgaben im Zuge gesell-
schaftlicher Modernisierung beschränken sich 
politische Entscheidungen heute zudem nicht 
mehr nur auf die Gewährleistung innerer und 
äußerer Sicherheit, sondern greifen tief in die 
Verteilung gesellschaftlicher Güter ein. Von 
daher ist es naheliegend, dass auch die "nicht-
politischen Eliten" , d.h. die Eliten privater Or-
ganisationen (Unternehmen, Verbände, Medien 
usw.) versuchen, auf politische Entscheidungen 
Einfluss zu nehmen, was die Einbeziehung die-
ser Eliten in die Analyse erfordert. 

Angesichts der diskontinuierlichen politi-
schen Entwicklung und der im Vergleich zu 
den westlichen Nachbarländern späten Demo-
kratisierung Deutschlands hat sich die Frage 
nach den Beziehungen zwischen Elitenstruk-
tur und Demokratie hier immer in besonderer 
Weise gestellt. Deutschland ist eines der her-
ausragendsten Beispiele dafür, dass Annah-
men über einen einfachen linearen Zusam-
menhang zwischen gesellschaftlicher Moder-
nisierung und Demokratieentwicklung der Dif-
ferenzierung bedürfen. Dabei kommt den Eliten 
eine ausschlaggebende Rolle zu. So haben u.a. 
Higley/Burton (1989) darauf hingewiesen, 
dass die Herausbildung einer konsensuell ge-
einten Elite eine unabdingbare Voraussetzung 
jeder erfolgreichen Demokratisierung ist. Eine 
solche Elite zeichnet sich durch zwei wesentli-
che Merkmale aus: einmal durch einen Kon-
sens über die demokratischen Spielregeln und 
die Bereitschaft, Interessenkonflikte im Rah-
men demokratischer Institutionen zu kanalisie-
ren (restrained partisanship). Und zum anderen 
durch eine strukturelle Elitenintegration, d.h. 
durch die Existenz eines dichten Netzwerks von 
lnteraktionsbeziehungen auf Elitenebene, das 
den Repräsentanten aller wichtigen Organisa-
tionen Zugang zu den zentralen politischen 
Entscheidungsprozessen ermöglicht. 

Die empirische Eliteforschung befasst sich 
hauptsächlich mit drei Themenbereichen: der 
sozialen Komposition und den politischen 
Überzeugungssystemen von Eliten sowie mit 
Kommunikatiommustem auf Elitenebene. Da-
bei ist immer auch die soziale Repräsentativität 
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der Eliten sowie die Repräsentation gesell-
schaftlicher Interessen auf Elitenebene von In-
teresse, was Vergleichsdaten für die Bevölke­
rung erfordert. 

Bei der Untersuchung nationaler Eliten geht 
man in der Regel vom sog. Positionsansatz aus, 
der auf der Annahme basiert, dass die Zugehö­
rigkeit zur gesellschaftlichen Elite - zumindest 
in differenzierten Gesellschaften - an die Ein-
nahme von Führungspositionen gebunden ist. 
Die mit der Einnahme solcher Positionen ver-
bundenen formalen Kompetenzen erlauben es 
den Eliten einerseits, Entscheidungen für ihre 
eigene Organisation zu treffen. Daneben ver-
treten sie ihre Organisation aber auch nach au-
ßen und wirken damit an kollektiven Entschei-
dungen von gesamtgesellschaftlicher Tragweite 
mit. 

Die Datenlage über die Strukturmerkmale 
und den Wandel der deutschen Eliten seit dem 
Kaiserreich ist im internationalen Vergleich 
exzellent. Dabei geben die beiden jüngsten 
Studien Auskunft über die Veränderungen in 
der Elitenstruktur seit Beginn der achtziger 
Jahre und damit über die Auswirkungen des 
politischen Umbruchs in den neuen Bundes-
ländern und der Vereinigung Deutschlands auf 
die Elitenstruktur. Dies sind einmal die Mann-
heimer Elitestudie von 1981, in deren Rahmen 
1744 Inhaber von Führungspositionen in ver-
schiedenen gesellschaftlichen Sektoren befragt 
wurden (vgl. Hoffmann-Lange 1992), und 
zum anderen die Potsdamer Elitestudie von 
1995 mit einer Fallzahl von 2341 Befragten, 
die von einer vergleichbaren, erstmalig jedoch 
gesamtdeutschen Positionenauswahl ausging 
(vgl. Bürklin/Rebenstorf u.a. 1997). Parallel 
zu diesen beiden Elitebefragungen wurden je-
weils repräsentative Bevölkerungsumfragen 
durchgeführt (1982: n = 2206; 1995: n = 2908), 
die einen Vergleich zwischen Eliten und Be-
völkerung erlauben. 

2. Sozialgeschichtlicher Hintergrund 

2.1 Kaiserreich, Weimarer Republik und 
Deutschland während des 
Nationalsozialismus 

Eine Analyse der Beziehungen zwischen Eli-
tenstruktur und Demokratie in Deutschland 
muss bei der Reichsgründung im Jahr 1871 ein-
setzen. Denn die These vom deutschen Sonder-
weg (vgl. u.a. Dahrendorf 1965) geht davon 
aus, dass diese eine institutionelle Verfestigung 
vordemokratischer Machtstrukturen mit sich 
brachte, die sich als Hypothek für die Demokra-
tisierung Deutschlands erwies. Dementspre-
chend modernisierte sich auch die Elitenstruktur 
Deutschlands am Ausgang des 19. Jahrhunderts 
weit weniger als beispielsweise in Frankreich 
oder England. Der mit der Reichsverfassung 
geschaffene institutionelle Dualismus von Exe-
kutive und Legislative bewirkte dabei ein Aus-
einandertreten dieser beiden Gewalten, was sich 
wiederum in einer zunehmenden Dissoziation 
exekutiver und parlamentarischer Karrieren 
niederschlug. Während sich im Reichstag eine 
bürgerlich geprägte Gruppe professioneller Po-
litiker herausbildete, wurde die lediglich dem 
Kaiser verantwortliche Reichsexekutive weiter-
hin durch den Adel und die traditionelle Ober-
schicht dominiert (Best 1989). 

Bürokratie und Militär waren die Hauptträ-
ger der politischen Ordnung des Kaiserreichs. 
Nach der vorherrschenden Ideologie der Tren-
nung von Staat und Gesellschaft verkörperten 
sie das Allgemeinwohl, während politische Par-
teien und Interessengruppen als Vertreter parti-
kularistischer Interessen galten und dement-
sprechend abschätzig betrachtet wurden. Dar-
über hinaus verhinderte der institutionelle Dua-
lismus auch• die Herausbildung pragmatischer 
politischer Parteien. Da sie nicht für die Regie-
rungsbildung verantwortlich waren, nutzten die 
Parteien den Reichstag einerseits zur Artikula-
tion weitreichender, ideologisch-programmati-
scher Forderungen und andererseits zur pragma-
tischen Vertretung der Interessen der eigenen 
Wählerklientel. Dies begünstigte eine Politisie-
rung der Sozialstruktur (Lepsius 1973) und ver-
hinderte die Herausbildung einer echten Par-
teienkonkurrenz. 
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Der Übergang zur Weimarer Republik 
brachte dann 1919 eine institutionelle Reorga-
nisation, die allerdings von keiner nennens-
werten Elitentransformation begleitet war 
(vgl. Zapf 1965, Dahrendorf 1965). In den 
nicht-politischen Sektoren fanden nur margi-
nale organisatorische Veränderungen und 
kaum ein Elitenaustausch statt. Gleichzeitig 
stand das Gros der in ihren Positionen ver-
bliebenen traditionellen Eliten in Verwaltung, 
Justiz, Militär, Wirtschaft und Verbänden der 
neuen Demokratie distanziert bis ablehnend 
gegenüber. Innerhalb des Sektors Politik ver-
schob sich allerdings durch die Einführung ei-
nes parlamentarischen Regierungssystems das 
Machtzentrum von der Exekutive zur Le-
gislative, und die konservativen Parteien ver-
loren aufgrund der parlamentarischen Mehr-
heitsverhältnisse ihre Vorherrschaft. 

Eine zweite Ursache für die Schwäche der 
Weimarer Demokratie ist darin zu suchen, dass 
neben der mangelnden Akzeptanz der parla-
mentarischen Institutionen durch die konserva-
tiven Eliten auch große Teile der Eliten in den 
demokratischen Parteien nicht erkannten, dass 
die Funktionsfähigkeit eines parlamentarischen 
Systems von der Fähigkeit zur Bildung stabiler 
Regierungsmehrheiten abhängt und daher eine 
Umorientierung ihres Verhältnisses zu den üb­
rigen Parteien erforderte. Angesichts der drän-
genden sozio-ökonomischen Probleme schätz-
ten sie die Gefahr einer Erosion der eigenen 
Wählerbasis aufgrund wirtschaftspolitischer Zu-
geständnisse höher ein als die politische Gefahr, 
die von der chronischen Regierungsinstabilität 
ausging. Die Probleme der parlamentarischen 
Mehrheitsbildung wurden dabei durch die Prä-
senz links- und rechtsextremistischer Parteien 
noch verschärft. Die so enstandene Macht-
struktur zeichnete sich also insgesamt durch ei-
nen extremen Pluralismus bei gleichzeitiger Un-
fähigkeit der Eliten zur Überbrückung der tief-
greifenden sozial- und wirtschaftspolitischen 
Interessenkonflikte aus. 

Die nationalsozialistische Herrschaft führ­
te dann zu einem weitgehenden Elitenaus-
tausch, der in der zunehmenden Übernahme 
von Führungspositionen in allen gesellschaft-
lichen Bereichen durch nationalsozialistische 
Parteigänger bestand. Nach der Machtergrei-

fung, die im Übrigen nicht ohne Unterstützung 
durch Teile der konservativen Eliten möglich 
gewesen wäre, etablierten die Nationalsoziali-
sten zunächst die vollständige Kontrolle über 
den Regierungsapparat und erzwangen durch 
Verbote und Einschüchterung die Gleichschal-
tung aller relevanten Interessenorganisationen. 
Dabei blieb allerdings während der ersten Jah-
re die Kontinuität in der Organisations- und 
Personalstruktur weitgehend gewahrt. Diese 
Kontinuität war Teil der Strategie der legalen 
Machtergreifung. Erst mit der Festigung der 
nationalsozialistischen Herrschaft wurden ab 
Mitte der 30er Jahre die in ihren Positionen ver-
bliebenen traditionellen Eliten zunehmend ent-
behrlich und konnten nach und nach durch Na-
tionalsozialisten ersetzt werden (vgl. Zapf 
1965). Der einzige Sektor, der während der 
gesamten Zeit der nationalsozialistischen 
Herrschaft weitgehend unangetastet blieb, war 
die Wirtschaftselite, die sich ihrerseits ohne 
größere Reibungen mit dem nationalsozialisti-
schen Regime arrangierte. 

2.2 Elitentransformation in Westdeutschland 
nach 1945 

Während die Gründung der Weimarer Repub-
lik lediglich eine Verschiebung in den poli-
tischen Machtverhältnissen bei weitgehender 
Kontinuität der Eliten mit sich gebracht hatte, 
zeichnete sich der politische Umbruch in 
Westdeutschland nach 1945 durch ein wesent-
lich komplexeres Muster von Kontinuität und 
Wandel aus. Im Sektor Politik und in den 
Massenmedien erfolgte eine grundlegende or-
ganisatorische Umstrukturierung. Diese wurde 
nicht zuletzt durch die Lizenzierungspolitik 
der alliierten Siegermächte erzwungen. Bis 
zur Gründung der Bundesrepublik wurden nur 
solche politischen Parteien und Medien zu-
gelassen, deren Führungspersonal über den 
Verdacht nationalsozialistischen Mitläufer-
tums erhaben war. Dies begünstigte den Auf-
bau einer neuen Führungsschicht in diesen 
beiden Sektoren, deren Angehörige teils Per-
sonen waren, deren Gegnerschaft zum Natio-
nalsozialismus zweifelsfrei feststand, vielfach 
aber auch Nachwuchskräfte, die aus Alters-
gründe~ politisch unbelastet waren. 
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In den übrigen Sektoren war die personelle 
Kontinuität demgegenüber relativ hoch. Ledig-
lich solche Führungskräfte mussten auf Drän-
gen der Westalliierten ausgewechselt werden, 
die aufgrund ihrer engen Zusammenarbeit mit 
dem nationalsozialistischen Regime diskredi-
tiert waren. Darüber hinaus fand weder ein sys-
tematischer Personalaustausch noch eine grund-
legende Reorganisation statt. Ganz generell ge-
nossen in den nicht im engeren Sinne poli-
tischen Sektoren Effizienzkriterien Vorrang vor 
dem Wunsch, politisch belastete Personen aus 
dem öffentlichen Leben zu entfernen (vgl 
Edinger 1960, Zapf 1965). Neben den Kirchen 
zeichnete sich die öffentliche Verwaltung durch 
das höchste Maß an Kontinuität aus. Hier wurde 
die Entnazifizierungspolitik im Interesse eines 
schnellen Wiederaufbaus effektiver Verwal-
tungsstrukturen schon bald wieder aufgegeben, 
so dass zahlreiche belastete Führungskräfte 
nach relativ kurzer Zeit in ihre Ämter zurück­
kehren konnten. Dementsprechend waren von 
den westdeutschen Eliten der fünfziger Jahre 
mit Ausnahme der Gewerkschaftselite (0%), 
der politischen Elite (ca. 3%) und der Medien-
elite (34%) durchweg mindestens zwei Fünftel 
der Eliten bereits vor 1940 im selben Beruf 
bzw. Sektor tätig gewesen. 

Die vielfach vertretene These von der Kon-
tinuität der Eliten nach 1945 ist also erheblich 
zu differenzieren. Sie verweist zwar zu Recht 
darauf, dass ein Großteil des Führungskräfte­
reservoirs, das nach dem Kriegsende für die 
Übernahme von Elitepositionen zur Verfügung 
stand, das nationalsozialistische Regime unter-
stützt oder sich zumindest mit ihm arrangiert 
hatte. Auch konnten - abgesehen von den natio-
nalsozialistischen Führungskadern - selbst bela-
stete Personen in der Regel sehr schnell wieder 
eine Berufstätigkeit aufnehmen. Diese Integra-
tion war allerdings an die Voraussetzung ge-
bunden, dass sie sich nach außen den neuen po-
litischen Verhältnissen anpassten und auf anti-
demokratische politische Aktivitäten verzichte-
ten. Der Aufstieg in die Führungsetagen der 
neuen politischen Parteien war ihnen zudem mit 
wenigen Ausnahmen versperrt. Viele ehemalige 
Nationalsozialisten wichen daher in den priva-
ten Sektor aus, wo sie es vielfach zu beachtli-
chem Wohlstand und Ansehen brachten (Her-

bert 1997). Andererseits hatte bestenfalls ein 
Fünftel der Angehörigen der westdeutschen Eli-
te von 1956 dem Widerstand gegen den Natio-
nalsozialismus angehört. Das dominante Merk-
mal der westdeutschen Nachkriegselite war also 
nicht die Zugehörigkeit zum Widerstand, son-
dern Mitläufertum oder innere Emigration. 

In der alten Bundesrepublik hat sich in der 
Folgezeit eine Elitenstruktur entwickelt, die im 
Wesentlichen der in anderen hochentwickelten, 
demokratischen Gesellschaften gleicht. Dies 
gilt zunächst für die soziale Komposition der 
Eliten. Bereits die nationalsozialistische Herr-
schaft hatte den Aufstieg neuer sozialer Grup-
pen in die Eliten begünstigt. Die Bildungsex-
pansion sowie die zunehmende soziale und 
regionale Mobilität führten dann nach 1945 zu 
einer weiteren sozialen Öffnung der Eliten. 

Zudem reflektierten die politischen Ein-
stellungen der Eliten ein hohes Maß an Ak-
zeptanz der demokratischen Spielregeln, bei 
gleichzeitigen Differenzen über die im Partei-
ensystem verankerten politischen Konfliktlini-
en. Strukturell zeichnen sich die Eliten durch 
ein hohes Maß an Elitenintegration aus, das aus 
professionellen Kontakten und der gemein-
samen Teilnahme an politischen Willens-
bildungsprozessen resultiert. Dabei spielt der 
Sektor Politik eine herausragende Rolle (vgl 
Hoffmann-Lange 1992). 

Der Wandel von einer traditionellen, sozi-
al exklusiven, nationalistischen und antidemo-
kratischen Elite, in der die Führungsgruppen 
der Gewerkschaften und der SPD bestenfalls 
als Außenseiter toleriert wurden, zu einer mo-
dernen, demokratischen Elitenstruktur vollzog 
sich dabei kontinuierlich und war erst mit der 
Etablierung der sozialliberalen Regierung in 
den siebziger Jahren abgeschlossen. 

2.3 Elitentransformation in Ostdeutschland 
nach 1945 

In der Sowjetischen Besatzungszone erfolgte 
demgegenüber nach 1945 eine durch die sowje-
tische Besatzungsmacht und die KPD-Führung 
gesteuerte umfassende Elitentransfonnation. 
Die gesamte alte Führungsschicht wurde durch 
Personen ersetzt, die der KPD (bzw. SED) an-
gehörten oder ihr zumindest nahestanden. Die-
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ser Elitenaustausch erstreckte sich auch auf den 
Wirtschaftssektor. Dabei genoss die Etablierung 
vollständiger politischer Kontrolle über die Ge-
sellschaft eindeutigen Vorrang gegenüber Effi-
zienzkriterien. Dementsprechend verzögerte 
sich im Vergleich zu Westdeutschland der 
Wiederaufbau von Verwaltungs-, Justiz- und 
Wirtschaftsstrukturen. 

Analysen der DDR-Elite zeigen, dass es 
sich dabei um eine gerontokratische, monopolisti-
sche und von der Gesellschaft abgehobene Eli-
tenformation handelte. Interne Differenzierun-
gen nach Generation, Sektor oder Partei-
zugehörigkeit spielten eine nur untergeordnete 
Rolle. Der einzig relevante Rekrutierungskanal 
war der Aufstieg über die Parteihierarchie. 
Nachdem sich das SED-Regime nach dem 
Mauerbau konsolidiert hatte, bahnte sich in den 
sechziger Jahren ein Generationswechsel inner-
halb der DDR-Elite an, von dem sich viele eine 
Umorientierung der DDR-Politik in Richtung 
auf einen pragmatischeren ökonomischen und 
politischen Kurs versprachen (vgl. Ludz 1968). 
Die entsprechenden Reformansätze erwiesen 
sich aber als kurzlebig. Stattdessen erneuerte 
sich die SED-Führung über die Jahrzehnte des 
Bestehens der DDR nur minimal und das 
Durchschnittsalter der DDR-Elite nahm im Ver-
lauf der Jahre beträchtlich zu (vgl. Schneider 
1994, Meyer 1991). 

3. Die Elitenstruktur des vereinigten 
Deutschland 

3.1 Wandlungen der Elitenstruktur in den 
neuen Bundesländern 

Das Gebiet der neuen Bundesländer erlebte 
während der politischen Wende 1989/90 zum 
zweiten Mal seit 1945 einen abrupten Eliten-
wandel. Die Notwendigkeit einer schnellen 
Ablösung der DDR-Elite ergab sich sowohl 
aus deren Überalterung als auch aus der mo-
nopolistischen Machtstruktur der DDR. An-
ders als 1945 in Westdeutschland waren nach 
fast 57 Jahren Diktatur allerdings keine orga-
nisatorischen Erfahrungen aus vortotalitärer 
Zeit mehr vorhanden, an die hätte angeknüpft 
werden können. Zudem musste die Struktur 

der Wirtschaft neu geordnet werden. Durch 
die Ablösung der SED von der Macht entstand 
daher ein Elitenvakuum. Dementsprechend er-
streckte sich der Elitenaustausch nicht nur auf 
die politische Elite im engeren Sinne, sondern 
auch auf alle übrigen Eliten. 

Innerhalb des kurzen Zeitraums vom Herbst 
1989 bis zum Frühjahr 1990 pluralisierte sich 
die ostdeutsche Elitenstruktur durch eine zu-
nehmende Emanzipation der Blockparteien, 
Massenorganisationen und Medien von der 
Gängelung durch die SED. Auch gründeten 
sich neue Parteien und Interessengruppen. Die 
Ablösung der alten Elite, die zunächst inner-
halb der SED-Führung begann, beschleunigte 
sich noch im Verlauf des Jahres 1990. Ab An-
fang 1990 reflektierte sie allerdings nicht mehr 
ausschließlich interne Entwicklungen, sondern 
ergab sich weitgehend aus der Dynamik des 
Einigungsprozesses. Dabei wurde allgemein 
davon ausgegangen, dass die Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten sich unter "west-
lichen" Vorzeichen vollziehen würde, d.h. 
durch Übernahrne des lnstitutionensystems 
und des intermediären Systems der alten Bun-
desrepublik. Westdeutsche Parteien und Ver-
bände versuchten daher bereits ab Anfang 
1990, über Fusionen mit ihren ostdeutschen 
Pendants in der zunächst noch selbständigen 
DDR Fuß zu fassen. Die Zusammenschlüsse 
der ost- und westdeutschen Organisationen er-
.folgten dabei nicht paritätisch, sondern wurden 
durch die westdeutschen Partner dominiert. 
Dies war teilweise eine einfache Konsequenz 
des Zahlenverhältnisses bei den Mitgliedern. 
Aber mehr noch resultierte dieses Missverhält-
nis aus der mangelnden Erfahrung der Ostdeut-
schen in westlichen Managementmethoden wie 
auch aus der größeren Finanzkraft der westdeut-
schen Organisationen. 

Angesichts der Übernahme des westdeut-
schen lnstitutionemystems ist es nicht weiter 
verwunderlich, dass Ostdeutsche innerhalb der 
neuen gesamtdeutschen Elite wtterrepräsentiert 
sind. Dabei fällt diese Unterrepräsentaton aller-
dings sektorspezlfisc unterschiedlich aus. Die 
Werte in Tabelle 1 :t.eigen, dass knapp zwölf 
Prozent der befragten Positionseliten vor 1989 
in der DDR lebten. Im Sektor Politik sind die 
Ostdeutschen dabei mit 32 Prment am stärksten 
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vertreten, in der Wirtschaftselite (0,4%) und im 
Militär (0,0%) am schwächsten. 

Der im Verhältnis zum Bevölkerungsanteil 
hohe Ost-Anteil in der politischen Elite ist dabei 
vor allem auf den Aufbau landespolitischer 
Strukturen in den neuen Bundesländern zurück­
zuführen. Gleichzeitig hat dort nach 1989 -
ähnlich wie in Westdeutschland nach 1945 -
ein umfassender Austausch der politischen Elite 
stattgefunden, der sich selbst auf die PDS er-
streckte. Praktisch das gesamte politische Füh­
rungspersonal - einschließlich Reformer wie 
Hans Modrow - wurde abgelöst. Von den 
1990 gewählten Landtagsabgeordneten war we-
niger als die Hälfte bereits zu DDR-Zeiten Mit-
glied der SED oder einer der Blockparteien ge-
wesen und weniger als ein Zehntel hatte eine 
parteipolitische Führungsfunktion eingenom-
men. Zudem konnten die meisten dieser ehe-
maligen hohen Funktionäre ihr Mandat nicht 
halten und schieden bereits nach einer Wahlpe-

riode wieder aus den Landtagen (vgl. Lock 
1998). 

Die ehemalige Opposition spielte als Re-
krutierungsreservoir für die neue politische 
Elite allerdings kaum eine Rolle. Eine Ursa-
che hierfür ist zweifellos darin zu suchen, dass 
diese in der DDR zahlenmäßig sehr viel klei-
ner war als in den übrigen osteuropäischen 
Ländern. Noch gewichtiger dürfte jedoch ge-
wesen sein, dass den Oppositionsgruppen die 
politische Erfahrung und die organisatorische 
Basis fehlten, die notwendig gewesen wären, 
um unter den veränderten Bedingungen wett-
bewerbsfähige Parteien aufzubauen. Insofern 
gilt also auch für die neuen ostdeutschen Poli-
tiker, was Edinger (1960) bereits für die west-
deutschen Eliten nach 1945 konstatierte: Die 
Mehrheit von ihnen gehörte weder der alten 
Elite noch dem Widerstand, sondern der 
.Grauzone" der Mitläufer an. 

Tabelle 1: Regionale Herkunft1 der Elitemitglieder verschiedener Sektoren 1995 
Sektor Gesamt 

n 

Ostdeutsche 

n 

Ostquote im 
Sektor 

% 

Verteilung 
Ost auf 

Sektoren 
% 

West-
deutsche 

n 

West-
deutsche im 

Sektor 
% 

Verteilung 
West auf 
Sektoren 

% 
Politik 499 160 32,1 58,8 339 67,9 16,4 
Verwaltung 474 12 2,5 4,4 462 97,4 22,3 
Wirtschaft 249 1 0,4 0,4 248 99,6 12,0 
Wirtschafts-
verbände 173 14 8,1 5,2 159 91,9 7,7 
Gewerkschaften 97 12 12,4 4,4 85 87,6 4,1 
Massenmedien 281 33 11,8 12,1 248 88,2 12,0 
Kultur 101 13 12,9 4,8 88 87,1 4,3 
Wissenschaft 164 12 7,3 4,4 152 92,7 7,3 
Militär 135 0 0,0 0,0 135 100,0 6,5 
Sonstige 168 15 8,9 5,5 153 91,1 7,4 
davon: Justiz 42 0 0,0 0,0 42 100,0 2,0 
Gesamt 2341 272 11,6 100,0 2069 88,4 100,0 

Befragte, die angaben, zwischen dem Bau der Mauer 1961 und ihrem Fall 1989 in der DDR gelebt zu 
haben, wurden als Ostdeutsche klassifiziert, da davonausgegangen werden kann, dass sie politisch und 
kulturell in der DDR sozialisiert wurden. Befragte mit einem Geburtsort auf dem Gebiet der späteren 
DDR, die vor 1989 in den Westen übersiedelten, wurden als Westdeutsche klassifiziert (3,4 %). 

Quelle: Potsdamer Elitestudie 1995 

Angesichts des Mangels an einschlägig qualifi-
ziertem ostdeutschem Personal wurde bei der 
Besetzung von Führungspositionen in den neu-
en Bundesländern vielfach auch auf west-
deutsche Führungskräfte zurückgegriffen (vgl. 
hierzu Derlien 1997, Solga 1996). Die Möglich­
keit dieses Elitentransfers ergab sich aus der 

spezifischen Konstellation der deutschen Tei-
lung und ist insofern als historischer Ausnah-
mefall zu betrachten. Der Elitentransfer war vor 
allem in der Verwaltung und hier insbesondere 
in den Landesministerien der neuen Bundeslän-
der beträchtlich. In der Wissenschaft und den 
Medien erreichte der Anteil der Eliten west-
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deutscher Herkunft Mitte der neunziger Jahre 
mit 50 Prozent ebenfalls relativ hohe Werte. 

In Wirtschaft und Verbänden bedurfte es 
eines solchen Elitentransfers demgegenüber 
schon aus dem Grunde nicht, als deren Organi-
sationsstrukturen durch die Vereinigung 
Deutschlands nur unwesentlich tangiert wur-
den. Inwieweit der Umzug der zentralen poli-
tischen Organe, der politischen Parteien, gro-
ßer Teile der Bundesministerien und vieler 
Verbandszentralen nach Berlin in diesen Sek-
toren dem Führungskräftenachwuchs aus den 
neuen Bundesländern vermehrte Aufstiegs-
chancen eröffnen wird, bleibt abzuwarten. 

Generell war der Elitentransfer vor allem 
in denjenigen Bereichen weniger ausgeprägt, 
in denen genügend ostdeutsche Anwärter mit 
den entsprechenden Qualifikationsvorausset-
zungen zur Verfügung standen. So sind bei-
spielsweise die meisten in den neuen Bundes-
ländern ansässigen Unternehmen zwar in 

Westbesitz, das Management vor Ort stammt 
jedoch überwiegend aus den neuen Bundes-
ländern selbst. Im Gegensatz zu den mitte-
losteuropäischen Transformationsländern, in 
denen im Wirtschaftssektor ein beträchtliches 
Maß an Elitenreproduktion - häufig durch 
Konversion, d.h. Überwechseln aus dem alten 
Partei- und Staatsapparat - zu beobachten ist, 
wurde hier aber, schon bedingt durch die 
komplette Umstrukturierung der Unterneh-
men, das ehemalige Führungspersonal fast 
komplett ersetzt, wobei vor allem die ehema-
ligen Manager der zweiten Führungsgarnitur 
das Rekrutierungsreservoir für die neuen Füh­
rungspositionen bildeten (vertikale Elitenre-
produktion). Dabei ist jedoch zu bedenken, 
dass es in den neuen Bundesländern kaum 
Großunternehmen von nationaler Bedeutung 
gibt, so dass diese Personen überwiegend 
nicht zur nationalen Wirtschaftselite zählen 
(Windolf 1996, Gergs/Pohlmann 1999). 

Tabelle 2: Soziale Herkunft1 von Eliten und Bevölkerung 1995 (Zeilenprozent) 
Dienstklasse 

nicht Dienstklasse untere Dienstklasse obere Dienstklasse 
Bevölkerung 75,8 18,0 6,2 
Gesamtelite 35,4 31,8 32,8 
Politiker: 

SPD 39,4 27,6 33,1 
CDU/CSU 42,9 28,6 28,6 
FDP 29,8 27,7 42,6 
B 90/Grüne 44,3 34,0 21,7 
PDS 35,9 53,8 10,3 

Verwaltung 29,7 35,6 34,7 
Wirtschaft 34,3 24,8 41,0 
Wirtschaftsverbände 38,9 23,6 37,5 
Gewerkschaften 66,3 25,0 8,8 
Massenmedien 31,4 37,1 31,4 
Wissenschaft 34,3 32,8 32,8 
Militär 31, 1 32,8 36,1 
Kultur 32,5 22,5 45,0 
Sonstige 29,7 39,2 31,1 

Beruf des Vaters. 
Zuordnung zu den Kategorien: 
Nicht Dienstklasse: kleine Selbständige mit weniger als zehn Mitarbeitern, Landwirte, Arbeiter, In-
dustrie- und Werkmeister, einfache Angestellte, Öffentlicher Dienst: Einfacher Dienst 
Untere Dienstklasse: Angestellte mit eigenverantwortlicher Tätigkeit, Öffentlicher Dienst: Mittlerer 
und Gehobener Dienst, Berufssoldaten 
Obere Dienstklasse: Selbständige mit mindestens zehn Mitarbeitern, Selbständige Freiberufler, Ange-
stellte mit Führungsaufgaben, Öffentlicher Dienst: Höherer Dienst. 

Quelle: Potsdamer Elitestudie 1995 
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Geht man davon aus, dass die Inhaber von 
Führungspositionen der zweiten Ebene den 
Pool für die Rekrutierung der nächsten Gene-
ration von Top-Eliten darstellen, so wird es al-
so in einigen Sektoren, v.a. in Verwaltung, Ju-
stiz und Wirtschaft, noch längere Zeit dauern, 
bis die Unterrepräsentation der Ostdeutschen 
in der gesamtdeutschen Elite abgebaut sein 
wird. 

3.2 Soziale Komposition der Eliten 

Die soziale Zusammensetzung von Eliten ist 
vor allem unter dem Aspekt der Offenheit des 
Aufstiegs in Führungspositionen von Interes-
se. Der größte Unterschied zur Bevölkerung 
existiert zunächst im Hinblick auf das formale 
Bildungsniveau. Über drei Viertel der Eliten 
(77%) haben ein Hochschulstudium abge-
schlossen, während es in einer nach Alter und 
Erwerbsstatus her vergleichbaren Gruppe der 
Gesamtbevölkerung lediglich 9% sind. 

Tabelle 2 zeigt darüber hinaus, dass die 
Eliten sich weit überproportional aus Familien 
mit höherem sozialem Status rekrutieren. Klas-
sifiziert man den Beruf des Vaters danach, ob 
dieser zur unteren, zur oberen oder nicht zur 
Dienstklasse zählt, so stammen drei Viertel der 
Bevölkerung aus der untersten Klasse, während 
sich die Eliten zu je einem Drittel aus diesen 
drei Klassen rekrutieren. 

Dabei existieren gleichzeitig deutliche Un-
terschiede zwischen den Eliten der verschie-
denen Sektoren. Während sich die SPD-Politi-
ker in ihrer sozialen Herkunft inzwischen 
kaum mehr von denen der bürgerlichen Par-
teien unterscheiden, weisen die Politiker der 
Grünen und der PDS eine deutlich niedrigere 
soziale Herkunft auf. 

Die Gewerkschaftseliten stammen nach 
wie vor mehrheitlich aus einfachen Verhält-
nissen. Ein Vergleich mit den Ergebnissen der 
Mannheimer Elitestudie von 1981 zeigt aber, 
dass der entsprechende Anteilswert seit 1981 
von 78,2% auf 66,3% gesunken ist. Damit 
folgen auch die Gewerkschaften, wie zuvor 
schon die SPD-Politiker, einem allgemeinen 
Trend zur Rekrutierung ihrer Führungsgrup­
pen aus den Dienstklassen, die auf die Aka-
demisierung der Eliten zurückzuführen ist. 

Am anderen Ende der Skala befmden sich die 
FDP-Politiker sowie die Wirtschafts- und Kul-
tureliten, die zu jeweils mindestens zwei Fünf­
tein aus der oberen Dienstklasse stammen. Die 
Anteilswerte haben sich dabei - abgesehen von 
den SPD- und den Gewerkschaftseliten - seit 
1981 kaum geändert. 

Im Hinblick auf die Offenheit der Elitenre-
krutierung sind nicht zuletzt auch die Zugangs-
chancen von Frauen von Interesse. Noch 1981 
zeichneten sich die westdeutschen Eliten 
durch eine fast vollständige Abwesenheit von 
Frauen aus. Lediglich in der politischen Elite 
waren sie bereits damals mit 6,2% vertreten, 
in den übrigen Eliten lag ihr Anteil insgesamt 
bei nur 1,7%. Eine Ausnahme machten damals 
auch noch die Medienelite (7,0%), die Ge-
werkschaftselite (6,9%) und die Kulturelite 
(6,7%). Der Frauenanteil ist seitdem vor allem 
in der politischen Elite erheblich gestiegen 
und erreicht insbesondere bei den Grünen 
(56,0%), der PDS (59,1%) und der SPD 
(35,5%) hohe Werte. Selbst beim Schlusslicht 
CSU liegt er inzwischen bei 15,8%. In den üb­
rigen Eliten war der Zugewinn der Frauen da-
gegen weit weniger ausgeprägt und der Frauen-
anteil liegt auch 1995 bei lediglich 8,5%. Am 
resistentesten haben sich dabei Wirtschaftsun-
ternehmen (0,8%), Wirtschaftsverbände (1.4%), 
die Wissenschaft (3,6%) und die Verwaltung 
(5,7%) erwiesen. Aber selbst in den Massen-
medien, die 1981 den höchsten Frauenanteil 
der nichtpolitischen Eliten aufwiesen, war die 
Zunahme mit nur 0,1% auf 7,1% äußerst be-
scheiden. 

Traditionell sind Katholiken nur unter-
durchschnittlich in den Eliten vertreten, wobei 
diese Unterrepräsentation in erster Linie durch 
konfessionel! unterschiedliche Traditionen der 
Berufswahl und nicht durch die Existenz von 
Aufstiegsbarrieren bedingt ist. Es handelt sich 
dabei auch nicht um ein spezifisch deutsches 
Phänomen, denn vergleichbare Ergebnisse 
finden sich auch in anderen gemischt-konfes-
sionellen Gesellschaften (vgl. hierzu Hoff-
mann-Lange 1992). 

Demgegenüber lag in Westdeutschland der 
Anteil der Konfessionslosen in den Eliten 
1981 weit höher als in der Bevölkerung. Die 
allgemeine Abnahme kirchlicher Bindungen 
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setzte in den Eliten - mit Ausnahme der Uni-
onspolitiker - also sehr viel früher ein als in 
der Gesamtbevölkerung. Die Werte in Tabel-
le 3 zeigen aber, dass sich in den nichtpoliti-
schen Eliten aus den alten Bundesländern der 
Anteil der Konfessionslosen von 1981 bis 
1995 nur noch geringfügig erhöht hat und 

1995 sogar geringfügig niedriger lag als in der 
westdeutschen Gesamtbevölkerung. Da die 
Eliten im allgemeinen Vorreiter gesellschaftli-
cher Trends sind, lässt sich daraus schließen, 
dass der Säkularisierungstrend sich offen-
sichtlich inzwischen abgeschwächt hat. 

Tabelle 3: Kirchliche Bindung in Eliten und Bevölkerung, 1981 und 1995 (Zeilenprozent) 

Bevölkerung 
Politiker: 
SPD 
CDU/CSU 
FDP 

andere Eliten 
Bevölkerung 
Politiker: 

SPD 
CDU/CSU 
FDP 
B90/Grüne 
PDS 

andere Eliten 
Bevölkerung 
Politiker: 

SPD 
CDU/CSU 
FDP 
B90/Grüne 

andere Eliten 
Bevölkerung 
Politiker: 

SPD 
CDU/CSU 
FDP 
~90/Grüne 
PDS 

andere Eliten 

Befr.-
·ahr 
1981 

1995 
Gesamt 

1995 
West 

1995 
Pst 

Kern1 

21,8 

3,3 
44,0 

4,2 
13,2 
8,2 

1,4 
37,8 
4,9 
0,0 
0,0 

12,0 
11, 1 

1,0 
41,9 
4,3 
0,0 

12,5 
1,2 

2,3 
27,3 

7,1 
0,0 
0,0 
4,5 

Katholiken 
Rand2 Formal3 

10,4 12,5 

5,0 5,0 
6,4 4,8 
4,2 8,3 
7,3 8,5 

7,0 13,5 

6,5 6,5 
10,9 3,4 
3,3 8,2 
3,5 8,8 
0,0 0,0 
7,7 8,1 

11,3 19,8 

6,3 8,3 
11,6 3,5 
4,3 10,6 
3,6 10,8 
8,2 8,5 
1,0 1,0 

7,0 2,3 
9,1 3,0 
0,0 0,0 
3,3 3,3 
0,0 0,0 
0,0 2,7 

Protestanten 
Kern1 Rand2 Formal3 

7,2 13,7 27,0 

9,1 17,4 35,5 
17,6 20,0 7,2 
12,5 16,7 45,8 
8,8 19,3 24,0 
5,0 9,1 22,9 

10,1 25,9 22,3 
16,0 21,0 9,2 

4,9 18,0 31, 1 
4,4 8,0 15,9 
0,0 0,0 0,0 
9,2 18,4 18,4 
3,9 7,6 19,4 

7,3 25,0 25,0 
11,6 17,4 11,6 
6,4 23,4 34,0 
1,2 7,2 i5,7 
9,1 18,5 19,2 
1,4 2.2 8,1 

16,3 27,9 16,3 
27,3 30,3 3,0 
0,0 0,0 21,4 

13,3 10,0 16,7 
0,0 0,0 0,0 
9,9 17,1 5,4 

Konfessionslose 

7,5 

24,8 
0,0 
8,3 

19,0 
34,4 

27,3 
1,7 

29,5 
59,3 

100,0 
26,1 
27,0 

27,1 
2,3 

17,0 
61,4 
23,9 
85,0 

27,9 
0,0 

71,4 
53,3 

100,0 
60,4 

1 Kernmitglieder = Kirchgangshäufigkeit mindestens einmal im Monat 
2 Randmitglieder =Kirchgang mehrmals im Jahr 
3 Formalmitglieder = Kirchgang seltener oder nie 
Quellen: Mannheimer Elitestudie 1981, Potsdamer Elitestudie 1995 

Auch die Anteilswerte der Konfessionslosen 
unter den führenden Politikern der beiden 
Volksparteien sind bemerkenswert konstant 
geblieben. Mit den Grünen ist aber im Westen 
eine weitgehend säkularisierte Gruppe von 
Politikern hinzugekommen. Die ostdeutschen 
Politiker der CDU, SPD und der Grünen un-
terscheiden sich im Hinblick auf den Anteil 
der Konfessionslosen kaum von ihren jeweili-
gen westdeutschen Parteikollegen. Dagegen 

liegt dieser Anteilswert bei den ostdeutschen 
FDP-Politikern und ganz allgemein in den aus 
dem Osten stammenden nichtpolitischen Eli-
ten deutlich höher als im Westen, allerdings 
immer noch niedriger als in der Bevölkerung 
der neuen Bundesländer. 
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3.3 Poliüsche Einstellungen der Eliten 

Vergleiche zwischen Eliten und Bevölkerung 
zeigen durchweg, dass die Eliten sich auch im 
Hinblick auf ihre politischen Wertorientierun-
gen und Einstellungen von ihren Wählern un-
terscheiden. Diese Unterschiede resultieren 
primär aus den Rollenunterschieden zwischen 
beiden Gruppen. Das Verhältnis zwischen po-
litischen Eliten und Wählern ist dabei in erster 
Linie unter dem Aspekt der politischen Reprä-
sentation von Interesse. Die Wähler sind pri-
mär Konsumenten von Politik und schenken 
dieser zumeist nur eingeschränkte Auf-
merksamkeit. Dies resultiert in vielfach hohen 

und teilweise auch inkonsistenten Erwartun-
gen an staatliche Leistungen. Auch sind die 
politischen Überzeugungssysteme der Wähler 
weit weniger ausdifferenziert als die der Par-
teipolitiker. Ihre politischen Einstellungen re-
flektieren daher die zwischen den Parteien be-
stehenden politischen Konflikte in sehr viel 
schwächerem Ausmaß. Dies erschwert zwar 
einerseits die Kommunikation zwischen Poli-
tikern und Wählern, verleiht aber andererseits 
den politischen Eliten auch beträchtliche 
Handlungsspielräume. Denn die Wählerer-
wartungen sind in der Regel eher diffuser als 
spezifischer Natur. 

Tabelle 4: Wahlabsicht in Eliten und Bevölkerung, 1981 und 1995 (Zeilenprozent) 
CDU/ 
CSU 

SPD FDP B90/ 
Grüne 

PDS Nicht-
wahl 

Bundestagswahl 1980' 
Bundestagswahl 1983' 
nichtoolitische Eliten 1981 
Bundestagswahl 1994' 

44,5 
48,8 
49,2 
41,5 

42,9 
38,2 
27,0 
36,4 

10,6 
6,9 

21.5 
6,9 

1,5 
5,6 
1,0 
7,3 

--
-

4,4 

-
-

1,2 
-

nichtpolitische Eliten 1995: 
insgesamt 45,5 27,1 19,1 7,2 0,2 0.9 
Verwaltung 51,4 28,6 16.7 2,8 0,0 1,4 
Wirtschaft 53,0 15,9 28,9 0,4 0,0 1,7 
Wirtschaftsverbände 67,5 5,1 26,1 1,3 0,0 0,0 
Gewerkschaften 10,2 79,5 1,1 9,1 0,0 0,0 
Massenmedien 31,2 34,4 17,6 15,6 0,8 0,4 
Wissenschaft '42,6 26,4 23,6 4,7 o.o 2,7 
Militär 79,0 6,7 14,3 0,0 0,0 o.o 
Kultur 14,9 28,7 17,0 37,2 1,1 1, 1 
Sonstiae 36,2 37,0 16,7 8,7 0,0 1,4 

1 Sonstige: 0,3%, Wahlbeteiligung: 88,6% 
2 Sonstige: 0,5%, Wahlbeteiligung: 89,1 % 
3 Sonstige: 3,5%, Wahlbeteiligung: 79,0% 
Quellen: Mannheimer Elitestudie 1981, Potsdamer Elitestudie 1995 

Die politischen Eliten sind jedoch nicht nur 
mit den Wählerwünschen konfrontiert, son-
dern gleichzeitig und sehr viel unmittelbarer 
auch mit den Forderungen der übrigen Eliten, 
die meist sehr konkreter Natur und mit be-
trächtlichem Druckpotential verbunden sind. 
Insofern beinhaltet politische Repräsentation 
immer eine komplexe Beziehung zwischen 
politischen Eliten, anderen Elitegruppen und 
den Wählern. Ein Vergleich zentraler politi-
scher Einstellungen der nichtpolitischen Eliten 
mit denen der Bevölkerung vermittelt daher 
einen Eindruck von den divergierenden Er-
wartungen, denen sich die politischen Eliten 

ausgesetzt sehen. Als Indikator hierfür kann 
die Parteinähe dienen. Denn die politischen 
Konflikte zwischen den Parteien spiegeln ja 
immer auch Konflikte zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Interessen wider. Diese 
Konflikte sind im deutschen Parteiensystem -
wie auch in den übrigen westeuropäischen 
Parteiensystemen - mit traditionellen Koali-
tionen zwischen Parteieliten und ge-
sellschaftlichen Gruppen verbunden, die sich 
in der programmatischen · Nähe zwischen ein-
zelnen Parteien und Interessengruppen, aber 
nach wie vor auch im Wahlverhalten verschie-
dener Bevölkerungsgruppen niederschlagen. 
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Die beiden traditionell wichtigsten Kon-
fliktlinien sind dabei die zwischen Unterneh-
mens- und Arbeitnehmerinteressen einerseits 
und die zwischen säkular-individualistischen 
und christlich-konservativen Wertorientierun-
gen andererseits. Während sich auf der ersten 
Konfliktlinie bürgerliche Parteien (CDU/CSU, 
FDP) und SPD gegenüberstehen, trennt die 
zweite Konfliktlinie die Unionsparteien einer-
seits und SPD und FDP andererseits. Mit dem 
Hinzutreten der Grünen hat sich das Bild in-
sofern ausdifferenziert, als die Grünen auf-
grund ihrer überwiegend hoch gebildeten, 
mittelständischen Klientel auf der sozioöko­
nomischen Konfliktlinie keine eindeutige Po-
sition einnehmen, wohl aber auf der zweiten 
Konfliktlinie eine dezidiert säkular-individua-
listische. Sie haben darüber hinaus mit der Öko-
logie-Problematik auch noch ein neues Thema 
in die Politik eingebracht, zu dem wiederum 
die übrigen Parteien keine einheitliche Positi-
on aufweisen. 

Tabelle 4 zeigt, dass im Hinblick auf die 
Parteineigung einerseits deutliche Unterschie-
de zwischen nichtpolitischen Eliten und Be-
völkerung existieren, andererseits aber fast 
noch größere zwischen den verschiedenen sek-
toralen Eliten. Für die Eliten wurde die Par-
teineigung dabei mittels einer Frage nach der 
Wahlabsicht gemessen, die für die einzelnen 
Elitegruppen über die Zeit bemerkenswert sta-

' bile Verteilungen aufweist. Da die Antworten 
auf diese Frage in Bevölkerungsumfragen sehr 
starken kurzfristigen Schwankungen unterlie-
gen, wurde für die Bevölkerung das tatsächli-
che Wahlverhalten zugrunde gelegt. 

Die SPD verfügt in den Eliten über einen 
relativ schwachen Rückhalt, der deutlich hinter 
ihren Wahlergebnissen zurückbleibt. Lediglich 
die Angehörigen der Gewerkschaftselite stehen 
überwiegend der SPD nahe, wie umgekehrt 
Wirtschaftseliten und die führenden Vertreter 
der Wirtschaftsverbände den Unionsparteien 
und der FDP. Auch die Verwaltungseliten prä-
ferieren mehrheitlich die Uniomparteien. Hier 
führte die lange Regierungszeit der christlich-
liberalen Koalition zwischen 1981 und 1995 zu 
einem starken Rückgang der SPD-Anhänger 
von 36, 7% auf 28,6%. Die FDP konnte dagegen 
ihren in den Eliten immer schon starken Rück-

halt bewahren. Allerdings büßte sie vor allem in 
der Kulturelite und etwas weniger auch in der 
Medienelite zugunsten der Grünen an Unter-
stützung ein. 

Die Grünen genießen schließlich in den 
nicht politischen Eliten eine vergleichbar hohe 
Unterstützung wie in der Wählerschaft. Es ist 
ihnen also gelungen, parallel zu ihrem Auf-
stieg in der Wählergunst auch in den Eliten 
eine zunehmende Anhängerschaft zu finden. 
Dies dürfte in erster Linie damit zusammen-
hängen, dass diese Partei die Themen des jün­
geren, postmaterialistisch orientierten Neuen 
Mittelstandes vertritt. Von daher hat sie vor 
allem in den Eliten der Massenmedien und im 
Kultursektor relativ viele Anhänger. 

4. Aktuelle Probleme und 
Zukunftsperspektiven 

Im Zuge der deutschen Vereinigung wurde 
nicht nur die lnstitutionenstruktur, sondern 
auch die Elitenstruktur der alten Bundesrepu-
blik auf die neuen Bundesländer übertragen. 
Dadurch hat sich in den neuen Bundesländern 
eine neue Führungsschicht etabliert, die sich 
fundamental von der DDR-Elite unterscheidet. 
Die neuen ostdeutschen Eliten rekrutieren sich 
teilweise - wie in Westdeutschland nach 1945 
- aus den ehemaligen Subeliten der zweiten 

· Führungsebene sowie aus Nachwuchskräften. 
In der Politik sind zudem auch viele Personen 
tätig, die vorher politisch nicht in Erscheinung 
getreten waren. In denjenigen Sektoren, in de-
nen westliches KnowsHow gefordert ist, gab 
es daneben auch noch einen erheblichen Eli-
tentransfer von West nach Ost. 

Die Übernahme der westlichen Strukturen 
in Verbindung mit diesem Elitentransfer trug 
zu einer zügigen und effektiven Transforma-
tion der politischen und ökonomischen Struk-
turen in den neuen Bundesländern bei. Al-
lerdings wird sie von vielen Ostdeutschen 
auch heute noch als Kolonisierung durch den 
Westen empfunden. Denn dadurch verfügen 
die Bürger der neuen Bundesländer nur über 
wenige einheimische Führungsfiguren als Iden-
tifikationsobjekte. In der Politik ist dies noch 
am ehesten der Fall. Hier gelang der schnelle 



181 

Aufbau einer ostdeutschen politischen Füh­
rungsschicht auf Landesebene. Inzwischen sind 
Politiker aus den neuen Bundesländern auch in 
verschiedenen bundespolitisch herausgehobe-
nen Führungspositionen vertreten. Vor allem 
die Strukturen in der Wirtschaft und der lang-
same wirtschaftliche Aufschwung sind jedoch 
nach wie vor dazu geeignet, das verbreitete 
Misstrauen zu nähren, hier habe sich eine Al-
lianz aus westdeutschen Kapitalinteressen und 
alten DDR-Wirtschaftskadern herausgebildet, 
die den Aufbau eigenständiger ostdeutscher 
Wirtschaftsstrukturen behindere. 

Im Hinblick auf die politischen Einstellun-
gen zeigen alle verfügbaren Umfrageergeb-
nisse, dass die Erwartungen der Bürger der neu-
en Bundesländer an staatliche Sozialleistungen 
das auch bei den Westdeutschen nicht unbe-
trächtliche Niveau noch deutlich übersteigen. 
Zudem lassen sich auch im Hinblick auf das 
Demokratieverständnis Ost-West-Differenzen 
nachweisen. In den neuen Bundesländern bleibt 
die Unterstützung für liberal-demokratische 
Werte deutlich hinter der im Westen zurück, 
während es umgekehrt eine stärkere Un-
terstützung für egalitäre Werte gibt. Entspre-
chende Unterschiede sind auch bei den Eliten 
nachweisbar und sind auf die unterschiedliche 
Sozialisation in einem paternalistischen So-
zialstaat einerseits und einer marktwirtschaft-
lich organisierten liberalen Demokratie an-
dererseits zurückzuführen (vgl. Bürklin/Rebens­
torf u.a. 1997, Welzel 1997, Rohrschneider 
1999). Die höheren sozialpolitischen Erwar-
tungen lassen sich jedoch angesichts der ge-
genwärtigen Schwierigkeiten beim wirtschaft-
lichen Wiederaufbau der neuen Bundesländer 
nur bedingt erfüllen und tragen daher zu einer 
gewissen Entfremdung zwischen den ostdeut-
schen Bürgern und den überwiegend west-
deutschen Eliten bei. 

Bisher steht eine systematische Analyse der 
Auswirkungen des Regierungswechsels von 
1998 und der nachfolgenden Krise der CDU auf 
die Struktur der politischen Elite noch aus. Bei-
des hat jedoch zweifellos zu einer deutlichen 
Verjüngung des politischen Führungspotentials 
beigetragen. Damit wurde endgültig die noch 
durch Nationalsozialismus, Zweiten Weltkrieg 
und die unmittelbare Nachkriegszeit geprägte 

Generation (Kohl, Blüm, Kanther u.a.) durch 
jüngere Politiker ersetzt. Da der Regierungs-
wechsel zudem nach einer sehr langen Regie-
rungszeit der christlich-liberalen Koalition er-
folgte und darüber hinaus der erste vollständige 
Regierungswechsel seit 1949 war, zog dieser 
zwangsläufig auch zahlreiche Umbesetzungen 
und eine entsprechende Verjüngung in der Ver-
waltungselite nach sich. In Verbindung mit dem 
Umzug nach Berlin begünstigt dies eine verän-
derte Sichtweise der gesellschaftlichen und po-
litischen Problemlagen. Selbst diese weitrei-
chenden Veränderungen dürften jedoch kaum 
Auswirkungen auf die Elitenstruktur, die vor-
herrschenden Rekrutierungsmuster und den po-
litischen Grundkonsens innerhalb der deutschen 
Elite haben. 

Die zunehmenden internationalen Ver-
flechtungen haben schließlich in den letzten 
Jahrzehnten dazu geführt, dass politische Ent-
scheidungen mehr und mehr auf inter- bzw. 
transnationale Institutionen verlagert werden. 
Dies bedeutet einerseits, dass deutsche Eliten 
auch über den nationalen Rahmen hinaus an 
Einfluss gewonnen haben. Andererseits bringt 
es diese Entwicklung aber auch mit sich, dass 
national bedeutsame Entscheidungen nicht 
mehr in die alleinige Entscheidungskompetenz 
der deutschen Eliten fallen. Nationale Eli-
testudien sind daher in Zukunft durch solche 
mit internationalem Fokus zu ergänzen. 
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